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Versetzungsregelungen im Bildungsgang Realschule 
 

Die Versetzung wird durch § 75, Abs. 1 des Hessischen Schulgesetzes (HSchG) sowie konkret in § 17 

der „Verordnung zur Gestaltung des Schulverhältnisses“ geregelt, einzusehen auf der Homepage des 

Hessischen Kultusministeriums unter www.kultusministerium.hessen.de in der Rubrik „Schulrecht.“ 

 
§ 17 

Allgemeine Grundsätze 

(1) Die Versetzung oder Nichtversetzung einer Schülerin oder eines Schülers ist eine pädagogische 

Entscheidung, die den Bildungsweg der Schülerin oder des Schülers mit der geistigen, körperlichen 

und sozialen Entwicklung in Übereinstimmung halten und der Lerngruppe einen Leistungsstand 

sichern soll, der den Unterrichtszielen der Lehrpläne entspricht. Dabei sind die individuelle 

Lernentwicklung der Schülerin oder des Schülers ebenso zu berücksichtigen wie die 

Leistungsanforderungen der jeweiligen Jahrgangsstufe eines Bildungsganges. 

 

(2) Wenn die Voraussetzungen des § 75 Abs. 1 Nr. 1 des Hessischen Schulgesetzes erfüllt sind, ist 

die Schülerin oder der Schüler in die nächste Jahrgangsstufe zu versetzen. 

 

(3) Eine Versetzungsentscheidung nach § 75 Abs. 1 Nr. 2 des Hessischen Schulgesetzes ist unter 

Berücksichtigung der näheren Kriterien für die einzelnen Schulformen in der Anlage 1 zu dieser 

Verordnung in pädagogischer Verantwortung und frei von Schematismus zu treffen. Grundlage sind 

die Leistungen und Entwicklungen der Schülerin oder des Schülers während des gesamten 

Schuljahres. Eine Versetzung kann in besonders begründeten Ausnahmefällen auch ohne Ausgleich 

nicht ausreichender Leistungen erfolgen, wenn besondere Umstände vorliegen, die die Schülerin oder 

der Schüler nicht zu vertreten hat. Die Entscheidung ist zu begründen, und die Gründe sind im 

Protokoll der Versetzungskonferenz festzuhalten. 

 

(4) Im Falle der Nichtversetzung ist ein individueller Förderplan für die Schülerin oder den Schüler zu 

erstellen und den Eltern und der Schülerin oder dem Schüler zur Kenntnis zu geben. 

 

(5) Die Entscheidung über die Versetzung darf nicht von den Ergebnissen zusätzlicher, eigens hierfür 

durchgeführter, schriftlicher oder mündlicher Prüfungen oder Tests abhängig gemacht werden. Die 

Regelungen zur nachträglichen Versetzung in § 15 bleiben unberührt. 

 

(6) Eine Versetzung auf Probe ist nicht zulässig. 

 

§ 18 

Versetzungskonferenz 

(1) Für die Versetzungskonferenz gelten die Bestimmungen über die Klassenkonferenz in der 

Konferenzordnung nach Maßgabe der folgenden Bestimmungen. 

 

(2) Zur Teilnahme an der Versetzungskonferenz ist verpflichtet, wer die Schülerin oder den Schüler im 

laufenden Schuljahr unterrichtet und wer die Schülerin oder den Schüler vor einem Lehrerwechsel im 

laufenden Schuljahr zuletzt unterrichtet hat und noch der Schule angehört. Dies gilt auch für 

Lehrerinnen und Lehrer, die der Schülerin oder dem Schüler vor einer Umstufung im Rahmen des 

Kursunterrichts oder vor einem Wechsel der Lehrkraft Unterricht erteilt haben. 

 

(3) Stimmberechtigt in der Versetzungskonferenz ist, wer zur Teilnahme verpflichtet ist. Die 

Schulleiterin oder der Schulleiter oder deren Stellvertreterin oder Stellvertreter sind nur dann 

stimmberechtigt, wenn in ihrer Person die Voraussetzungen des Abs. 2 gegeben sind. 
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(4) Bei Abstimmungen entscheidet die einfache Mehrheit. Stimmengleichheit macht eine erneute 

Beratung erforderlich. Bei Stimmengleichheit nach erneuter Beratung ist die Versetzung 

auszusprechen. 

 

(5) Stimmenthaltung ist nur in begründeten Ausnahmefällen zulässig. Stimmberechtigte Angehörige 

einer Schülerin oder eines Schülers im Sinne des § 20 Abs. 1 Nr. 2 des Hessischen 

Verwaltungsverfahrensgesetzes in der jeweils geltenden Fassung sind von der Teilnahme an der 

Versetzungskonferenz, soweit sie diese Personen betrifft, ausgeschlossen. Eine Stimmenthaltung und 

ein Ausschluss nach Satz 2 sind mit Begründung in der Niederschrift festzuhalten. 

 

(6) Wer aus zwingenden persönlichen oder dienstlichen Gründen an der Versetzungskonferenz nicht 

teilnehmen kann, leitet der oder dem Vorsitzenden rechtzeitig seine Beurteilung mit den Unterlagen 

zu. Hierbei sind Hinweise zur Versetzungsentscheidung dann notwendig, wenn es sich um 

Schülerinnen oder Schüler handelt, deren Versetzung gefährdet ist. Liegt eine Beurteilung nicht vor, 

berücksichtigt die Versetzungskonferenz bei ihrer Entscheidung die ihr zugänglichen Unterlagen. 

 

(7) Die Versetzungskonferenz soll frühestens drei Wochen, spätestens eine Woche vor dem Termin 

der Zeugnisausgabe stattfinden. Dabei ist sicherzustellen, dass die Frist zur Unterrichtung der Eltern 

nach § 16 Abs. 5 eingehalten wird. 

(8) Die Teilnahme von Eltern- und Schülervertretern an der Versetzungskonferenz ist ausgeschlossen. 

 

§ 21 

Freiwillige Wiederholungen 

(1) Wiederholungen nach Maßgabe des § 75 Abs. 5 Hessisches Schulgesetz erfolgen auf schriftlichen 

Antrag der Eltern, bei Volljährigen auf deren Antrag, an die Schulleitung. In den Fällen des § 75 Abs. 5 

Satz 1 und 3 Hessisches Schulgesetz ist der Antrag bis zu zwei Monate vor dem Termin der 

Zeugnisausgabe zum Ende des Schuljahres über die freiwillige Wiederholung beschließen. 

Voraussetzung für eine freiwillige Wiederholung ist, dass dadurch zu erwarten ist, dass die Schülerin 

oder der Schüler in ihrer oder seiner Lernentwicklung besser gefördert werden kann. Mit der 

Entscheidung der Klassenkonferenz tritt die Schülerin oder der Schüler aus der derzeit besuchten 

Jahrgangsstufe in die im vorangegangenen Schuljahr besuchte Jahrgangsstufe zurück. 

 

(2) Die Wiederholung einer Jahrgangsstufe, die zum Zeitpunkt der Antragstellung wiederholt wird oder 

die wiederholt wurde, ist nicht zulässig. Zulässig ist eine Wiederholung in diesen Fällen 

ausnahmsweise dann, wenn für die Nichtversetzung der Schülerin oder des Schülers Gründe 

maßgebend sind, die nicht auf mangelnder Begabung oder mangelndem Leistungswillen beruhen und 

daher von der oder dem Betroffenen nicht zu vertreten sind. Die Entscheidung trifft die 

Klassenkonferenz mit Zustimmung der Eltern, bei Volljährigen mit deren Zustimmung. 

 

(3) Für das Aufrücken in die Jahrgangsstufe, aus der die Schülerin oder der Schüler aufgrund einer 

Wiederholung nach § 75 Abs. 5 Satz 1 und 3 des Hessischen Schulgesetzes zurückgetreten war, 

bedarf es keiner erneuten Versetzungsentscheidung. 

 

§ 22 

Nachträgliche Versetzung 

(1) Eine nachträgliche Versetzung ist in den Jahrgangsstufen 6 bis zum Ende der Mittelstufe 

(Sekundarstufe I) höchstens zweimal, aber nicht in zwei aufeinander folgenden Jahrgangsstufen, 

unter den nachfolgenden Voraussetzungen möglich. 

(2) Wird eine Schülerin oder ein Schüler auf Grund mangelhaft bewerteter Leistungen im Zeugnis in 

einem Fach oder Lernbereich nicht versetzt, ist ihr oder ihm die Teilnahme an einer Nachprüfung in 

diesem Fach oder Lernbereich zu ermöglichen. Wird eine Schülerin oder ein Schüler auf Grund 

mangelhaft bewerteter Leistungen in zwei Fächern oder Lernbereichen nicht versetzt, kann die 

Versetzungskonferenz die Schülerin oder den Schüler zu einer Nachprüfung in einem der beiden 

Fächer oder Lernbereiche dann zulassen, wenn bei schlechter als mit ausreichend bewerteten 
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Leistungen in nur einem Fach oder Lernbereich die Versetzung möglich gewesen wäre; die 

Versetzungskonferenz entscheidet, in welchem Fach oder Lernbereich die Prüfung erfolgen soll. Ist 

die Schülerin oder der Schüler in ihrer oder seiner Schullaufbahn bereits einmal durch eine 

Nachprüfung nachträglich versetzt worden, soll die Klassenkonferenz eine weitere Nachprüfung nur 

dann zulassen, wenn sie oder er dadurch in ihrer oder seiner Lernentwicklung besser gefördert 

werden kann. 

 

(3) Die Nachprüfung erfolgt in der letzten Ferienwoche. In begründeten Ausnahmefällen kann die 

Nachprüfung am ersten Unterrichtstag des neuen Schuljahres erfolgen. 

 

(4) Von der Möglichkeit, sich einer Nachprüfung zu unterziehen und vom Termin der Nachprüfung sind 

die Eltern, bei Volljährigen diese selbst, unverzüglich nach der Entscheidung der 

Versetzungskonferenz durch eingeschriebenen Brief zu unterrichten. Sie sind zugleich aufzufordern, 

unverzüglich, spätestens eine Woche nach Beginn der Ferien zu erklären, ob von der Möglichkeit der 

Nachprüfung Gebrauch gemacht wird oder nicht. Eltern oder Schülerinnen und Schüler sind ferner 

darauf hinzuweisen, dass ihnen die Möglichkeit gegeben ist, sich vor der Entscheidung über die 

Teilnahme an einer Nachprüfung von der zuständigen Fachlehrerin oder vom zuständigen Fachlehrer 

beraten zu lassen. 

 

(5) Die Prüfung zur nachträglichen Versetzung besteht in den Fächern oder Lernbereichen, in denen 

Klassen- oder Kursarbeiten geschrieben werden, aus einem schriftlichen und einem mündlichen Teil, 

in den übrigen Fächern oder Lernbereichen nur aus einem mündlichen Teil. Der schriftliche Teil 

besteht aus einer Klassen- oder Kursarbeit in dem jeweiligen Fach oder Lernbereich in der von der 

Schülerin oder dem Schüler bis zuletzt besuchten Jahrgangsstufe; der mündliche Teil dauert in der 

Regel 20 Minuten. 

 

(6) Die Schulleiterin oder der Schulleiter überträgt die Durchführung der Prüfung einer Fachlehrerin 

oder einem Fachlehrer. An der mündlichen Prüfung nehmen außerdem die Schulleiterin oder der 

Schulleiter oder deren Stellvertreterin oder Stellvertreter als Vorsitzende oder Vorsitzender sowie eine 

weitere in dem betreffenden Fach unterrichtende Lehrkraft als Protokollführerin oder als 

Protokollführer teil. Der Vorsitz ist übertragbar. Die vorstehend Genannten entscheiden auf Vorschlag 

der oder des Prüfenden mit Stimmenmehrheit. Eine Stimmenthaltung ist nicht zulässig. 

(7) Besteht die Schülerin oder der Schüler die Prüfung, ist die Versetzung auszusprechen. Eine 

Änderung von Zeugnisnoten erfolgt nicht. Im Übrigen finden § 30 Abs. 9 Satz 2 und § 31 Abs. 6 Satz 3 

Anwendung. 

Richtlinien für die Versetzung in den einzelnen Schulformen 
II. Hauptschule, Realschule, Gymnasium und die entsprechenden Schulzweige 

 

1. Die nach § 75 Abs. 1 Nr. 2 des Hessischen Schulgesetzes in Verbindung mit § 10 dieser 

Verordnung gebotene prognostische Entscheidung, dass die erfolgreiche Teilnahme am Unterricht 

des nächsthöheren Schuljahrganges zu erwarten ist, kann in der Regel getroffen werden, wenn mit 

schlechter als ausreichend bewertete Leistungen in einem Fach oder in einem Lernbereich nach den 

nachfolgenden Grundsätzen ausgeglichen werden können. 

2. Eine Note schlechter als ausreichend in einem Fach oder einem Lernbereich kann nur durch die 

Note befriedigend oder besser in einem anderen Fach oder Lernbereich ausgeglichen werden. 

Leistungsbeurteilungen von freiwilligen Unterrichtsveranstaltungen und Wahlangeboten können nach 

Maßgabe des § 12 Abs. 3 dieser Verordnung berücksichtigt werden. 

4. In der Realschule, im Gymnasium und in den entsprechenden Schulzweigen der 

schulformbezogenen Gesamtschule gelten Nr. 1 und 2 mit folgender Maßgabe: 

a) Schlechter als mit der Note ausreichend beurteilte Leistungen in Pflicht- oder Wahlpflichtfächern 

können nur durch Leistungen in Pflicht- oder Wahlpflichtfächern ausgeglichen werden. 
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b) Die Note ungenügend in einem der Fächer Deutsch, erste Fremdsprache, Mathematik oder einem 

nach § 6 Abs. 3 Satz 3 des Hessischen Schulgesetzes gebildeten Lernbereich oder die Note 

mangelhaft in zwei dieser Fächer oder Lernbereiche schließt eine Versetzung aus.  

c) Die Note mangelhaft in einem Fach nach Buchst. b) und die Note ungenügend in einem anderen 

Fach oder die Noten mangelhaft oder ungenügend in mehr als zwei Fächern schließen in der Regel 

eine Versetzung aus. 

d) Die Note mangelhaft in einem der Fächer Deutsch, erste Fremdsprache, Mathematik oder einem 

nach § 6 Abs. 3 Satz 2 des Hessischen Schulgesetzes gebildeten Lernbereich kann nur durch 

mindestens die Note gut in einem oder die Note befriedigend in zwei dieser Fächer oder Lernbereiche 

ausgeglichen werden. Ein Ausgleich kann auch durch die Note befriedigend in einem der Fächer 

erfolgen, wenn die Leistungen in allen Fächern und Lernbereichen im Durchschnitt mindestens 

befriedigend (3,0) sind. Im Gymnasium und im gymnasialen Zweig der schulformbezogenenen 

Gesamtschule tritt zu den in Satz 1 genannten Fächern die zweite Fremdsprache hinzu. 

e) Die Note mangelhaft in den übrigen Fächern kann nur durch mindestens die Note gut in einem oder 

die Note befriedigend in zwei der Fächer nach Buchst. a) ausgeglichen werden. 

f) Die Note ungenügend in einem der übrigen Fächer kann nur durch die Note sehr gut in einem 

anderen Fach oder Lernbereich oder die Note gut in zwei anderen Fächern oder Lernbereichen oder 

die Note befriedigend in drei anderen Fächern oder Lernbereichen ausgeglichen werden. 

Achtung bei der Situation 'zweimalige' Nichtversetzung 

Bei zweimaliger Nichtversetzung in derselben Jahrgangsstufe (derselben Jahrgangsstufe oder in zwei 

aufeinanderfolgenden Jahrgangsstufen) oder bei Nichtversetzung in zwei aufeinander folgenden 

Jahrgangsstufen hat der Schüler die besuchte Schule zu verlassen. Eine Querversetzung oder eine 

solche zweimalige Nichtversetzung bedeuten einen Schulwechsel in eine "niedrigere" Schulform. In 

den zahlenmäßig meisten Fällen ist ein so bedingter Schulwechsel ein Abstieg. 

Übersicht über Ausgleichsmöglichkeiten  

 

Zeugnisnote Realschule 

1 x 5  

im Hauptfach 

1 x 2 im Hauptfach 

oder 

2 x 3 im Hauptfach 

oder  

1 x 3 im Hauptfach und Durchschnitt 3,0 

1 x 6 

im Hauptfach 

kein Ausgleich möglich 

2 x 5  

im Hauptfach 

kein Ausgleich möglich 

1 x 5 

im Nebenfach 

Ausgleich 

1 x 2 oder 2 x 3 

bis 4 x 5  

im Nebenfach 

Ausgleich bis 2 x 5 im Nebenfach durch je 1 x 2 

oder 2 x3 

1 x 6 

im Nebenfach 

Ausgleich 

1 x 1 oder 2 x 2 oder 3 x 3 

5 im Hauptfach  

und  

5 im Nebenfach 

kein Ausgleich bei 3 und mehr Fächern, 

kein Ausgleich bei 1 x 5 im Hauptfach  

und 

1 x 6 im Nebenfach 

 


